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Arbeitsvermittlung, eine Aufgabe der ſocialen 
Verwaltung. 


Von Dr. V. Pogatſchnigg. 


Man darf nicht ſagen, daß wir arm wären an Maßregeln und 
Einrichtungen zur Bekämpfung der Armuth, des Bettels und der Land⸗ 
ſtreicherei. Die Pflicht der Unterſtützung oder Verſorgung der Armen 
iſt, ſoweit nicht andere Perſonen aus Privatrechtstiteln zu deren Prä⸗ 
ſtation verhalten werden, durch das Geſetz vom 3. December 1863 
R. G. B. Nr. 105 auf die Schultern der Heimatsgemeinde gelegt. 
Gegen den Bettel drohen Polizeivorſchriften und die Beſtimmungen der 
88 517—521 des allgemeinen Strafgeſetzes. Es gibt eine Abſchaffung 
und einen Schub, geregelt im Geſetze vom 27. Juni 1871, R. G. Bl. 
Nr. 88; wir beſitzen die Inſtitution der Stellung unter Polizeiaufſicht 
und der Anhaltuug in einem Zwangsarbeitshauſe, geregelt im Geſetze 
vom 3. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108. In Gemäßheit dieſer Nor⸗ 
men, bei deren Feſtſtellung die Lehren der eigenen Vergangenheit wie 
der auswärtigen Geſetzgebung verwerthet worden ſind, wird nun ver⸗ 
waltet. Und doch können unſere Zuſtände, was das bezeichnete Gebiet 
der Polizeiverwaltung betrifft, nicht vollkommen befriedigend genannt 
werden. Die Klage will gar nicht verſtummen, daß die Landſtreicherei 
nicht abnehme, obgleich die Summen immer größer werden, welche die 
Abſchiebung alljährlich verſchlingt, daß die Sicherheit des Lebens und 
Eigenthums nicht gewonnen habe, daß der Bettel frecher denn je ſein 
Haupt erhebe. 


Wie iſt dies möglich? Wie läßt ſich dieſer Widerſpruch erklären? 

Zwei Momente find es hauptſächlich, welche ſich zur Löſung dieſer 
Frage darbieten. — Einmal die Verhältniſſe ſelbſt. In den letzten 
dreißig Jahren hat ſich in unſerem geſammten wirthſchaftlichen und 
ſocialen Leben ein tiefgreiſender Umſchwung vollzogen; im Gefolge der 
mächtigen wirthſchaftlichen Entwickelung ſehen wir ein raſches Empor⸗ 
kommen zu Reichthum und Beſitz, auf der anderen Seite wieder ein 
rieſiges Anſchwellen des Proletariates, wie es früher nicht bekannt war 
und kaum vorgekommen ſein dürfte; die wiederholten und zum Theile 
nachhaltigen Kriſen zerſtörten zahlreiche wirthſchaſtliche Exiſtenzen, die 
unter andern Umſtänden ſich erhalten haben würden, unter den der⸗ 
maligen aber unausweichlich in die Arme des Elends, des Bettels und 
der Landſtreicherei getrieben worden ſind. Unter ſo ganz abnormen Ver⸗ 
hältniſſen muß bei der tüchtigſten Verwaltung ſelbſt das Gelingen hinter 
der Abſicht, das Können hinter dem Wollen zurückbleiben. — Dazu 
kommt der zweite Umſtand, daß die ganze diesfällige Geſetzgebung von 
einem weſentlich einſeitigen Standpunkte ausgegangen war. Es iſt nicht 
zu läugnen, die Legislative war bemüht geweſen, mit der Bewegung 
des Lebens gleichen Schritt zu halten, aber ihre Leiſtung beſtand nur 
darin, daß man die hergebrachten, verſchiedenen Zeiten entſtammenden 
Grundſätze und Vorſchriften der Polizei gegenüber dem Bettel und der 
Vagabondage ſowohl untereinander als mit den Anforderungen des con⸗ 
ſtitutionellen Staates in Einklang brachte. Ein neues Princip oder eine 
neue Einrichtung wurde nicht hinzugefügt; man war vielmehr auf dem 
früheren Standpunkte der einſachen Repreſſion ſtehen geblieben. Derart 
ohne Nöthigung und Möglichkeit zu einer ſchöpferiſchen Initiative in 
der Richtung einer wirkſamen Prävention gelaſſen und mit ihrer Thä— 
tigkeit lediglich auf den eng begrenzten Kreis der traditionellen Mittel 
und Mittelchen angewieſen, welche für weit einfachere Verhältniſſe 
berechnet waren, erſchien die Verwaltung von vorneherein zu dem erfolg⸗ 
loſen Bemühen verurtheilt, mit jenen Maßregeln und Einrichtungen 
auch den qualitativ wie quantitativ geſteigerten Anſprüchen einer neuen 
Zeit gegenüber das Auslangen zu finden. 

Wir wollen im Nachfolgenden näher ausführen, wo und inwie⸗ 
ſerne eine Lücke in den beſtehenden Einrichtungen vorhanden iſt und 
wie ſie etwa behoben werden könnte. 

In der Regel wird es dem Einzelnen überlaſſen bleiben müſſen, 
wo und wie er Arbeit zu erlangen ſuche. Allein in gewöhnlichen Zeit⸗ 
läuften ſchon, noch vielmehr aber unter der Herrſchaft allgemeiner wirth⸗ 
ſchaftlicher Kriſen können Umſtände eintreten, welche es außerordentlich 
ſchwer, mitunter geradezu unmöglich machen, Arbeit zu finden. Entweder 
iſt in dem Orte, wo der Erwerbsbeſchränkte ſich eben auſhält, überhaupt 
keine Gelegenheit zur Arbeit vorhanden; manchmal wieder wäre Arbeit 
da, aber der Betreffende, welcher ſie erlangen möchte, iſt bereits durch 
die anhaltende Noth und Entbehrungen jeder Art ſo herabgekommen, 
daß ihn niemand mehr gerne nehmen will; die anderwärts vorhandenen 
Gelegenheiten können ihm auch nicht zu Statten kommen, da er von den⸗ 
ſelben keine Kunde hat; und wenn ihm zufällig eine ſolche etwa zu Theil 


geworden fein jollte, vermag er fie nicht zu verwerthen, weil er entweder 
keine Mittel beſitzt, um ſich dahin zu bewegen, oder durch Rückſicht auf 
Weib und Kind verhindert iſt, von dem dermaligen Aufenthaltsorte ſich 
zu entfernen. In ſolchen. Verlegenheiten wendet ſich nun der Arme an 
ſeine Heimats⸗ eventuell auch an ſeine Domicilsgemeinde um augenblick⸗ 
liche Unterſtützung. In der Mehrzahl der Fälle wird er jedoch, wenn 
er nicht etwa wie in Landgemeinden Direct zum Betteln angewieſen 
wird, der Antwort gewärtig ſein müſſen: „Ah! du biſt ja kräftig un darbeits⸗ 
fähig, du brauchſt keine Unterſtützung, ſuche dir nur durch Arbeit ſelbſt 
was zu verdienen.“ — Noch einmal macht er jetzt den Verſuch, ſich Arbeit 
zu verſchaffen, er geht im Orte von Haus zu Haus, er begibt ſich in 
die nächſte Nachbarſchaft, er ſpricht bei zehn, zwanzig, dreißig Parteien 
vor, um überall dieſelbe Rede zu hören, daß ſie Niemanden brauchen. 
So irrt er arbeitſuchend, und da er doch von etwas leben muß, inzwi⸗ 
ſchen durch Bettel ſich fortfriſtend herum, bis er endlich mit einem 
Sicherheitsorgane zuſammentrifft, von dem er aufgegriffen und entweder 
der Polizei oder dem Gerichte als Landſtreicher eingeliefert wird. Das 
iſt der Lebenslauf ſo mancher Individuen, welche nicht ſo weit gekom⸗ 
men wären, wenn ſich auf dieſer Bahn nach abwärts ihnen irgendwo 
eine rettende Hand geboten haben würde. Jeder Verwaltungsbeamte 
wird es aus feiner Praxis heraus durch den Hinweis auf concrete Fälle 
beſtätigen können, daß nur ein Theil der Individuen, welche wegen 
Bettel und Landſtreicherei alljährlich abgeſtraft und abgeſchoben werden, 
wirkliche Arbeitsſcheue und unverbeſſerliche Gewohnheitsbettler geweſen 
ſind; ein nicht unbeträchtlicher Theil darunter waren ſolche, welche 
arbeiten gewollt hätten und Arbeit geſucht haben, denen es aber nur 
nicht gelingen wollte, in ehrlicher Arbeit unterzukommen. 

Dies würde anders ſein, wenn das beſtehende Syſtem in der 
Richtung ergänzt werden möchte, daß man ein eigenes Organ ſchaffe, 
mittelſt welchem die Geſellſchaft ſelbſt dem Einzelnen bei ſeinem Stre⸗ 
ben für den Fall rettend unter die Arme greifen könnte, als er in 
Folge eines oder mehrerer der oben bezeichneten Umſtände in ſeinen 
eigenen Bemühungen, Arbeit zu finden, nicht glücklich gewefen ſein 
ſollte. Nicht das freiwillige und eben ſo wenig das Zwangsarbeitshaus 
vermögen allein für dieſen Zweck zu genügen. Wir brauchen, um es 
kurz zu ſagen, ein Organ der Arbeitsnachweiſung und Arbeitsvermitt⸗ 
lung, eine Anſtalt, welche die Aufgabe hätte, die vorhandenen Arbeits⸗ 
gelegenheiten in Evidenz zu nehmen, ſie periodiſch allgemein zu verlaut⸗ 
baren, auf Anfrage individuell nachzuweiſen und dem Einzelnen die 
Erlangung von Arbeit zu vermitteln und überhaupt zu erleichtern. Der 
Gedanke einer ſolchen Inſtitution liegt bereits in einzelnen Geſtaltungen 
des ſocialen Lebens, wie in den großen Arbeiterverbänden, in dem allge⸗ 
meinen Beamtenvereine, wenn auch nur zunächſt für das Intereſſe ein⸗ 
zelner Berufszweige und Claſſen verwirklicht vor; es käme nur darauf 
an, die Einrichtung weiter zu entwickeln und allgemeiner zu machen. 
Mit der Creirung eines Organes von der bezeichneten Aufgabe und 
Beſchaffenheit würde erſt das dermalen beſtehende Syſtem von Maß⸗ 
regeln und Einrichtungen ſeinen ergänzenden Abſchluß erfahren und die 
Verwaltung in den Stand geſetzt werden, in Zukunft auch zur Verhin⸗ 
derung der Armuth, ſo ſerne dieſe nämlich in vorübergehender Arbeits⸗ 
loſigkeit wurzelt, und nicht nur zu deren Unterdrückung thätig zu werden. 

Es entſteht nun die Frage: Wer ſoll eine ſolche Einrichtung ins 
Leben rufen? wer ſie erhalten? 

Darüber dürfte wohl bei Niemanden ein Zweifel obwalten, daß 
die Herſtellung einer derartigen Anſtalt nicht Sache der Privat⸗ 
ſpeculation ſein könne. Es werden zwar ſtets einzelne Geſchäſte der 
Dienſt⸗ und Arbeitsvermittlung entſtehen und betrieben werden, allein 
deren Thätigkeit und Leiſtung wird ſtets auf ein enges Gebiet beſchränkt 
und ſelbſt bei dem mindeſten Tarifſatze nur dem zugänglich ſein, der 
überhaupt noch etwas in Reſerve hat, um die Gebühren zahlen zu 
können. Auch dem Vereinsweſen kann jene Aufgabe mit Fug kaum 
zugemuthet werden Gleichwie bei der erſteren würde auch bei dieſer 
Unternehmungsform die ganze Einrichtung von zu vielen Zufälligkeiten 
abhängen; der Zufall entſchiede, ob und wo ſie überhaupt entſtünde, 
der Zufall des individuellen Intereſſes der in Leitung ſolcher Vereine 
gewählten Perſönlichkeiten beſtimmte das Maß der Energie ihres Wir⸗ 
kens; auf die zufällige Dauer dieſes Interefſes wäre die Lebensdauer 
des Unternehmens geſtellt; auch die von einem gemeinnützigen Vereine 
betriebene Einrichtung würde kaum eine andere als wieder nur local 
beſchränkte Thätigkeit zu entfalten im Stande ſein. Die Geſchichte der 
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ſchuldloſe Familien der Verhafteten, von denen ungeachtet des Hoch⸗ 
druckes nur wenige ins Leben getreten waren, iſt ein lehrreicher Beleg 
dafür. — Weit eher wäre die Gemeinde berufen, die Sache in die 
Hand zu nehmen; ſie iſt eine allgemein verbreitete und dauernde In⸗ 
ſtitution, ſie ſteht unter allen Verwaltungsorganen dem Leben am 
nächſten, fie handhabt die Localpolizei, zu deren Gebiet die fragliche 
Agende gehört, ſie hat zum Theil ſchon dermalen in der angedeuteten 
Richtung gewirkt. Und doch tragen wir Bedenken, den Rath zu geben, 
daß die Gründung und der Betrieb der von uns tendirten Anſtalt ihr 
überlaſſen werde. Abgeſehen davon, daß der Kreis der den Gemeinden 
zur Zeit obliegenden Geſchäfte ohnedem weit über das Maß ihrer 
durchſchnittlichen Leiſtungsfähigkeit hinausgreift und demnach den bereits 
vorhandenen Angelegenheiten ohne Schaden für deren Beſorgung nicht 
noch eine neue hinzugefügt werden kann, ſehlen bei ihr auch die Ge⸗ 
währen einer gewiſſenhaften und exacten Führung des Geſchäftes. So 
lange man die Selbſtverwaltung weit weniger als eine Pflicht oder 
Aufgabe, denn vielmehr als eine Freiheit, als ein Recht anſieht, von 
dem man Gebrauch machen kann oder nicht, ſo lange man den echten 
Bürgerſinn lediglich nur im Muthe der kuͤhnen Rede und nicht in der 
beharrlichen geräuſchloſen Arbeit im Dienſte gemeinnütziger Zwecke 
erblickt, ſo lange kein Mittel gefunden iſt, die rückſichtsloſe Herr⸗ 
ſchaft der Claſſenintereſſen im Schooße der Gemeinden einzudämmen, 
wird jede Agende, welche Arbeit und Opfer heiſcht und deren Vor⸗ 
theile überhaupt nicht oder nicht in erſter Linie den bemittelten Claſſen 
zu Gute kommen, ungünſtig beurtheilt, mit Abneigung aufgenommen 
und nur mit Unluſt und darum ohne den rechten Eifer beſorgt werden. 
Den Agenden der Nachweiſung und Vermittlung der Arbeit würde in 
den Händen der Gemeinde kaum ein beſſeres Schickſal zu Theil werden, 
als es die Armenverſorgung täglich erfährt. Es bleibt ſonach nur 
noch jenes univerſelle Gemeinweſen übrig, deſſen Arme überall hin 
reichen, deſſen Organe über den Einfluß der egoiſtiſchen Claſſenintereſſen 
geſtellt ſind, die genügende Vorbildung und die geſchäſtliche Schulung 
beſitzen und unter einander in einem ſortwährenden und regelmäßigen 
Verkehre ſtehen, — der Staat. Keines jener Bedenken, die bei den 
anderen Unternehmungsformen geltend gemacht worden ſind, hätte hier 
ſtatt, während gerade dieſe Verbindung der von uns empfohlenen An⸗ 
ſtalt mit der Verwaltung die Vortheile der Einrichtung ſicher und 
allgemein zugänglich machen würde. Erſt in dieſer Geſtaltung gelänge 
es, Arbeitsangebot und Nachfrage nicht nur innerhalb desſelben Pro⸗ 
ductionszweiges, ſondern innerhalb ſämmtlicher Branchen des wirth⸗ 
ſchaſtlichen Lebens und ſelbſt zwiſchen örtlich weit auseinander liegenden 
Gebieten des Staates in gegenſeitige Berührung und damit zur nütz⸗ 
lichen Ausgleichung zu bringen. Einen ſolchen, wenn auch vorläufig 
noch beſcheidenen Verſuch ſtaatlicher Organiſation der Arbeitsnachweiſung 
hat man in den letzten Jahren in Württemberg gemacht, indem man 
anfing, die Arbeitsgelegenheiten zu verzeichnen und mittelſt des Staats⸗ 
anzeigers officiell zu verlautbaren. 

Es war nicht unſere Abſicht und konnte dies auch vorläufig 
nicht ſein, heute ſchon mit einem vollſtändig durchgearbeiteten Projecte 
hervorzutreten. Nur eine Anregung wollten wir geben, auf Mängel 
und Uebelſtände aufmerkſam machen und die Richtung andeuten, in 
welcher nach unſerer Meinung eine Abhilfe nothwendig und durchführbar 
wäre. Iſt einmal das Gefühl von der Unzulänglichkeit des Beſtehenden 
und die Ueberzeugung, daß eine Abhilfe nothwendig wäre, in weitere Kreiſe 
gedrungen, dann wird es ohnedem nicht lange auf fich warten laſſen, 
daß die Angelegenheit in vielfache reifliche Erwägung und Discuſſion 
gezogen wird, in derem Verfolge auch Vorſchläge zu Tage treten 
dürften, wie eben der angeregte Gedanke ins Leben eingeführt werden 
ſolle. Auſ dieſem Wege wird ſich ſodann die beſte und praktiſch⸗mögliche 
Geſtaltung für die Sache von ſelbſt ergeben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verfertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe. Freies Gewerbe. 
Umfang der Gewerbsberechtigung.“) 


Der conceſſionirte Goldſchmied und Juwelier Lazar B. in L. bat 


beim Stadtmagiſtrate als Gewerbsbehörde um die Conceſſion zur Ver⸗ 


Unterſtützungsvereine für entlaſſene Sträflinge fowie für hilfs⸗ und dieſer gane en e eee 1868 


fertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe in feinem Haufe Nr. 15, 
verbunden mit der Geſtattung zum Affigiren der Aufſchrift „Werkſtätte 
für künſtliche Zähne und Gebiſſe“. In ſeinem Geſuche führte er aus, 
daß er durch längere Zeit im zahutechniſchen Fache verwendet wurde 
und ſchloß zum Nachweis deſſen mehrere Zeugniſſe von Aerzten für 
ſeine diesfällige Fertigkeit bei, darunter auch eine im Jahre 1873 vom 
Zahnarzte Dr. Adolf S. ausgeſtellte Beſtätigung, daß B. beim Aus⸗ 
ſteller vom Jahre 1847 bis 1850 im zahnärztlichen Inſtitute als 
Aſſiſtent verwendet wurde. 

Der Magiſtrat hat dieſem Anſuchen mit Erlaß vom 28. Februar 
1877 mit Hinweiſung auf den § 15 des Gewerbegeſetzes und die 
Miniſterial⸗Verordnung vom 25. Februar 1849, R. G. Bl. Nr. 141 
keine Folge gegeben, weil nach der letzteren Verordnung eine ſelbſtſtändige 
Conceſſion zur Verfertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe bloßen 
Technikern aus ſanitätspolizeilichen Rückſichten nicht ertheilt werden könne. 

Dagegen recurrirte B. an die Statthalterei und machte zu ſeinen 
Gunſten den Umſtand geltend, daß der L . . ber Magiſtrat im Jahre 
1873 einem gewiſſen Julian Sch., der ebenfalls Goldſchmied und bloß 
Techniker ſei, eine gleichartige Conceſſion ausgeſtellt habe. Dieſel ben 
Umſtände treffen auch bei ihm (ĩBittſteller) ein, daher kein Grund zur 
Verweigerung vorliege. 

Der Magiſtrat klärte dieſe Einwendung dahin auf, daß dem 
Julian Sch. allerdings im Jahre 1873 eine Conceſſion zur Verfertigung 
künſtlicher Zähne und Gebiſſe mit der Beſchränkung auf die techniſche 
Verfertigung allein und ohne die Befugniß zum Einſetzen künſtlicher 
Zähne und Gebiſſe ertheilt wurde und daß ſich der Magiſtrat in L. 
zur Verleihung dieſer Conceſſion durch die Mittheilung des Magiſtrates 
von W. veranlaßt fand, die dahin ging, daß in W. das Zahntechniker⸗ 
gewerbe als ein freies behandelt werde. Allein gegen Julian Sch. ſeien 
ſchon mehrere Klagen eingelaufen, daß er ſeine Befugniß mißbrauche 
und zahntechniſche Operationen zum Nachtheile der von ihm operirten 
Perſonen ausübe; eine Amtshandlung gegen Sch. ſei aus dieſem 
Anlaſſe auch beim Strafgerichte in Schwebe. Die Freiſtellung des Zahn⸗ 
technikergewerbes ſtelle ſich daher im öffentlichen Intereſſe als bedenk⸗ 
lich dar. 

Die Statthalterei hat jedoch den Recurs des Lazar B. abgewieſen. 

Dagegen recurrirte B. an's k. k. Miniſterium des Innern und 
wandte ein: Daß die Miniſterial⸗Verordnung vom 25. Februar 1849, 
R. G. Bl. Nr. 141 durch das Gewerbegeſetz aufgehoben wurde. 
Art. V dieſes Geſetzes ſpreche bloß von Zahnärzten, nicht aber auch 
von der künſtlichen Zahntechnik, die an keiner öffentlichen Lehranſtalt 
docirt werde; gegen ihn (Recurrenten) obwalten daher vom Standpunkte 
des Gewerbegeſetzes keine Anſtände vor ꝛc. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 10. April 1878, 
3. 2282 in nachſtehender Weiſe entſchieden: „Das Minifterium des 
Innern findet über Recurs des Lazar B. den angefochtenen Statthalterei⸗ 
Erlaß zu beheben und auszuſprechen, daß dem Benannten das Ver⸗ 
fertigen künſtlicher Zähne und Gebiſſe, ſowie das Affigiren der Auſ⸗ 
ſchrift „Werkſtätte für künſtliche Zähne und Gebiſſe“ nach Anmeldung 
dieſes Gewerbsbetriebes freizuſtellen, jedoch mit dieſer Beſchäftigung das 
Einſetzen und Montiren künſtlicher Zähne und die Vornahme zahnärzt⸗ 
licher Operationen nicht geſtattet iſt. Denn die Zahntechnik, d. h. das 
bloße Verfertigen von Zähnen und Gebiſſen, das weder einen Theil 
der eigentlichen Zahnheilkunde bildet, noch im § 16 der Gew.⸗Ord. 
aufgezählt iſt, darf als an keine Conceſſion gebunden betrachtet werden; 
jedoch iſt denjenigen, die das Verfertigen künſtlicher Zähne als ein 
freies Gewerbe betreiben, das Montiren und Einſetzen künſtlicher Zähne 
im Sinne der A. h. Entſchließung vom 10. September 1842 nicht 
geſtattet.“ Sch. 


Wann beginnt die von der Entſcheidung abhängige Wirkſamkeit 

einer Entſcheidung in Heimatsſachen, vom Zeitpunkte der Er⸗ 

fließung der erktinfta glichen oder vom Zeitpunkte der Erfließung 
der letztinſtanzlichen Entſcheidung ab? 

Die Bezirkshauptmannſchaft B. hat unterm 29. Jänner 1877 
erkanut, daß der im Jahre 1797 geborene Joſef A., welcher vom Jahre 
1842 — 1845 die Taferne der Herrſchaft P. als Pächter betrieb, in 
dieſer Gemeinde im Grunde des § 26 lit b. des Conſcriptionspatentes 
vom Jahre 1804 heimatberechtigt ſei, und wurden die demſelben von 
der Gemeinde W. ſeit 1850 ausgeſtellten Heimatſcheine im Grunde des 
§ 35 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 1863 für ungiltig erklärt. 
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Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Gemeinde P. den Recurs, 
worüber die Statthalterei mit Erlaß vom 13. Juni 1877 die erſt⸗ 
inſtanzliche Entſcheidung vollinhaltlich beſtätigte, ſonach dieſes Erkenntniß 
rechtskräftig wurde. 

Bevor dieſe Entſcheidung der Statthalterei erfloß, hatte die Ge⸗ 
meinde W. unterm 20. März 1877 an die Gemeinde K. das Erſuchen 
gerichtet, dem ſich daſelbſt aufhaltenden Joſef A. auf Rechnung der in 
der Zuſtändigkeitsverhandlung ſachſällig werdenden Gemeinde eine Unter⸗ 
ſtützung von 10 fl. zu leiſten; die Gemeinde K. erfolgte in der That 
dem Genannten in der Zeit vom 13. März bis 14. Mai 1877 in 
kleinen Beträgen eine Unterſtützung von zuſammen 13 fl. 

Ueber Anſuchen der Gemeinde K. vom 26. September 1877 um 
Einbringung dieſer 13 fl. von der Zuſtändigkeitsgemeinde entſchied die 
Bezirkshauptmannſchaft B. am 27. September 1877: die Gemeinde 
W. habe, nachdem ſich das Heimatrecht des A. in P. erſt auf die rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung der Statthalterei vom 13 Juni 1877 gründet 
und derſekbe laut Heimatſcheines in W. zuſtändig war, bis zu jenem 
Augenblicke allen im § 22 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 1863 aus⸗ 
geſprochenen Verpflichtungen nachzukommen und zwar um ſo mehr, als 
es ihr bekannt war, daß gegen die Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft vom 29. Jänner 1877 von der Gemeinde P. der Recurs ergriffen 
wurde. Sie habe ſonach dieſe 13 fl. zu erſetzen. 

Ueber Recurs der Gemeinde W. gegen dieſen Zahlungsauftrag ließ 
vorerſt die Statthalterei doch die Gemeinde P. zur Zahlung der fraglichen 
13 fl. auffordern; die Gemeinde P. verweigerte jedoch die Zahlung, 
da A. in dieſer Gemeinde die Zuſtändigkeit nie rechtlich beſeſſen habe. 

Die Statthalterei fand nun mit Erlaß vom 16. Jänner 1878 
über den gedachten Recurs der Gemeinde W. die angefochtene Entſchei⸗ 
dung der Bezirkshauptmannſchaft zu beheben und zu erkennen, die 
Gemeinde P. ſei ſchuldig, die fraglichen 13 fl. zu erſetzen. Dieſer Betrag 
wurde dem in dringender Nothlage befindlichen A. erwieſenermaßen 
in der Zeit vom 13. März bis 14. Mai 1877, alſo zu einer 
Zeit erfolgt, wo die Heimatberechtigung desſelben nach P. von der 
Bezirkshauptmannſchaft ausgeſprochen und die demſelben von der Ge⸗ 
meinde W. ausgeſtellten Heimatſcheine ungiltig erklärt worden waren. 
Der Umſtand, daß die Gemeinde P. gegen die Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft vom 29. Jänner 1877 recurrirte, bewirkte nur, daß 
dieſe Entſcheidung bis zur Entſcheidung über den Recurs nicht durch⸗ 
geführt werden konnte. Nachdem jedoch die Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft beſtätiget wurde, kann nach dem Weſen des Recurſes 
nicht behauptet werden, daß ſich die Zuſtändigkeit des A. erſt auf die 
Statthalterei⸗Entſcheidung gründet; A erſcheint vielmehr von dem Momente 
der erſtinſtanzlichen Entſcheidung an in P. heimatberechtigt, ſowie auch 
von dieſen Zeitpunkte an die dem Genannten ausgeſtellten Heimatſcheine 
jeder geſetzlichen Kraft entbehren. 

Die Gemeinde P. brachte gegen dieſe Statthaltereientſcheidung 
den Miniſterialrecurs ein. 

Das k. k. Miniſterium des Innern aber fand unterm 9. April 
1878, Z. 3376, dieſem Recurſe aus den Gründen der le 
Entſcheidung keine Folge zu geben. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 24. Jänner 1878, 3. 18.327 wegen 
Leitung von Requifitionen ungar. Gerichtsbehörden in Betreff Berichtigungen 
hierländijcher Matriken an die politiſchen Landesſtellen. 

Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, daß fich von einer königl. ungar. 
Gerichtsbehörde wegen Anmerkung der Auflöſung des Ehebandes im Trauungs⸗ 
buche unmittelbar an das betreffende evangeliſche Pfarramt in der diesſeitigen 
Reichshälfte gewendet wurde, fand ſich das königliche ungar. Juſtizminiſterium 
über h. o. Anſinnen beſtimmt, mit Rundſchreiben vom 12. December 1877, 
3. 16.028, ſammtliche Gerichtshöſe des Landes anzuweiſen, Requiſitionen, die 
irgend welche Berichtigungen, Abänderungen und Zuſätze in den Ma⸗ 
triken der öſterreichiſchen Länder bezwecken, in Hinkunft nicht directe an die 
einzelnen Pfarrämter, ſondern an die bezügliche diesſeitige politiſche Landes⸗ 
ftelle und zwar im Wege des königl. ungariſchen Juſtizminiſteriums zu richten. 

Hievon werden Hochdieſelben unter Bezugnahme auf den h. o. Erlaß vom 
28. November 1859, Z. 10.901 M. J. in die Kenntniß geſetzt. 
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Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern v. 5. April 1878, 3. 2270, bes denen zwei⸗, reſpective vierjährigen Reſerve — wenn auch nicht activ — ferner 
treffend die Annehmung der Praxis im Vermeſſungsdienſte der k. k. Grunditener- der vor der Wirkſamkeit des Wehrgeſetzes vom 5. December 1868. im Urlauber⸗ 


Regulirungs⸗Landescommiſſion behufs Julaſſung zur Prüfung für Erlangung | 
des Befugniſſes eines Civil⸗Geometers. ö 

Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage wird Hochdenſelben in Bezug 

auf die Miniſterial⸗Verordnung vom 11. December 1860, Z. 36.413/2194 zur 
gefälligen weiteren Veranlaſſung eröffnet, daß die befriedigende Verwendung im | 
ausübenden Vermeſſungsdienſte der k. k. Grundſteuer-Regulirungs⸗Landescom⸗ 
miſſionen Behufs Zulaſſung zu der von den Bewerbern um das Befugniß eines 
Civil⸗Geometers abzulegenden ſtrengen theoretiſch⸗praktiſchen Prüfung eben ſo in 
Anrechnung zu bringen iſt, wie die Praxis im Staatsbaudienſte, bei der Kataſtral⸗ 
Vermeſſung oder bei einem angeſtellten Civil⸗Ingenieur, Architekten oder Geometer. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 28. October 1877, 3. 13.818 an ſümmt⸗ 
liche Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsanwaltſchaften, betreffend die 
Vorſpaunsbeiſtellung zur Rückreiſe der zur Escortirung von Gefangenen ver⸗ 


wendeten Gendarmen. 

Aus Anlaß der Anfrage, ob der Gendarmerie⸗Escorte bei Einlieferung 
von Gefangenen auch für die Rückreiſe ein Vorſpannswagen gebühre, und ob 
bei Cscortirung von Gefangenen mittelſt Fahrgelegenheit dort, wo es landesüblich 
iſt — inſoferne eine Ueberladung der Vorſpann nicht eintritt — die Verwendung 
einer Viertelvorſpann geſtattet ſei, wird im Einvernehmen mit dem k. k. Mini⸗ 
ſterium für Landesvertheidigung Nachſtehendes verfügt: 

In den Fällen, in welchen wegen der ganz oder theilweiſe möglichen Be⸗ 
nützung von Eiſenbahnen, oder Dampfſchiffen oder aus anderen Rückſichten die 
Escortirung von Gefangenen nicht nur bis zum nächſten Gendarmeriepoſten und 
ſofort von einem Poſten zum anderen, ſondern unmittelbar an eine Gerichtsbe⸗ 
hörde oder Strafanſtalt angeordnet wird, ſind der Escortemannſchaſt auch die 
Rückreiſe⸗Auslagen fiir die Benützung der Eiſenbahn, des Dampfſchiffes oder der 
Vorſpann zu liquidiren. 

Rückſichtlich des Ausmaßes für die Vorſpann wird bemerkt, daß die von 
der beſtandenen k. k. oberſten Polizeibehörde in der bezeichneten Richtung unterm 
21. Auguſt 1855, Nr. 10.578 für die Gendarmerie erlafſenen, den Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidien mit dem Juſtizminiſterial⸗Erlaſſe vom 30. Auguſt 1855, Z. 18.025 *) 
mitgetheilten Normen noch in Kraft beſtehen, daher dort, wo eine Viertelvorſpann 
landesüblich und ohne Ueberlaſtung ausreichend iſt, auch nur die Gebühr für eine 
ſolche anzuweiſen iſt. - 

Um übrigens den Gendarm feiner eigentlichen Dienſtbeſtimmung, dem öffent- 
lichen Sicherheitsdienſte, möglichſt ſchnell zurückzugeben, und den Juſtizetat vor 
Mehrauslagen zu bewahren, iſt die Escortirung durch die Gendarmerie in der 
Regel nur bis zum nächſten Gendarmeriepoſten einzuleiten und die Anordnung 
der unmittelbaren Ablieferung an eine Gerichtsbehörde oder Strafanſtalt nach 
Thunlichkeit auf ſolche Fälle zu beſchränken, in welchen die Escorte ganz oder 
zum größeren Theile mittelſt Eiſenbahn oder Dampſfſchiff ſtatthaben kann, oder 
beſondere Umſtände es nothwendig machen, daß die Begleitung durch eine und 
dieſelbe Gendarmerie⸗Escorte bis an den Ablieferungsort ſtattfinde. 

Hievon wird das löbliche Oberlandesgerichtspräſidium (die Oberſtaatsan⸗ 
waltſchaft) zur Darnachachtung und entſprechenden Verſtändigung der unterſtehen⸗ 
den Gerichte (Staatsanwaltſchaften) in die Kenntniß geſetzt. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 13. September 1877, 3. 12.461 an 
ſümmtliche k. k. Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsauwaltſchaften, be- 
treffend die Aurechenbarkeit der von ehemaligen, in die Gendarmerie oder in 
einen Civil⸗Staatsdienſt übergetretenen Militärperſonen des Mannſchaftsſtandes 
früher im Heere, in der Kriegsmarine oder Landwehr zugebrachten Dienſtzeit. 

Behufs Erzielung eines gleichartigen Vorganges bei Anrechnung der 
Dienſtzeit, welche die in den Civil⸗Staatsdienſt oder in die Gendarmerie über⸗ 
getretenen Militärs des Mannſchaftsſtandes früher im k. k. Heere, der Kriegs⸗ 
marine oder Landwehr zugebracht haben, hat das k. k. Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung ſich laut Note vom 2. Mai 1877, Nr. 2648 mit dem k. k. Finanz⸗ 
miniſterium in der Auffaſſung geeinigt, daß in den Fällen, in welchen die An⸗ 
rechnung der Militärdienſtzeit für die in den Civil⸗Staatsdienſt übergetretenen 
Individuen behufs der Bemeſſung ihrer oder der ihren Angehörigen gebührenden 
Verſorgungsgenüſſe überhaupt zuläſſig iſt, nur diejenige Militärdienſtzeit, welche 
nach den Militär⸗Verſorgungsvorſchriften anrechenbar iſt, berückſichtigt werden kann. 

Es iſt daher bein Eintritte der ſonſtigen vorſchriſtsmäßigen Bedingungen 
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die Anrechnung der von Militärs des Mannſchaſtsſtandes in der früher beſtan⸗ 
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ſtande zugebrachten und nach den Militär⸗Verforgungsnormen anrechenbaren Zeit 
für die Bemeſſung der Civil⸗Verſorgungsgenüſſe geſtattet und auch künftig, fo 
lange eine ſolche Reſervezeit des alten Syſtemes in Frage kommen ſollte, zuläſſig. 

Dagegen iſt die Dienſtzeit, welche in der durch das Wehrgeſetz vom 
5. December 1868 normirten neuen Reſerve oder Landwehr nicht activ oder 
welche auf unbeſtimmten, bis zur Einberufung bewilligten Urlaube zugebracht 
wurde, inſoferne ſie nicht in Gemäßheit der beſtehenden Normen und insbeſondere 
der 88 8, 14 lit. a und b, 77 und 120 des Militär⸗Verſorgungsgeſetzes vom 
27. December 1875 für die Militärverſorgung anrechenbar iſt, auch zur Anrech⸗ 
nung bei Bemeſſung der Civilverſorgung nicht geeignet. 

Inſoweit die Militärdienſtzeit nach dem eben erwähnten Militär⸗Verſor⸗ 
gungsgeſetze anrechenbar iſt, wird ſie durch die Einreihung in die neue nicht 
active Reſerve oder nicht active Landwehr oder durch die Beurlaubung nicht 
unterbrochen, es wird daher die vor der Einrei hung in die nicht active Reſerve 
oder Landwehr oder vor der Beurlaubung in activer Dienſtleiſtung zugebrachte 
Zeit der ſpäteren anrechenbaren Dienſtleiſtung zugezählt. 

Hievon werden die k. k. Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaften mit der Weiſung verſtändigt, in jedem Falle der Anſtellung eines Mili⸗ 
tärs aus dem Mannſchaftsſtande von der betreffenden Militärbehörde eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift des Grundbuchsblattes zu requiriren und bei dem Perſonal⸗ 
ſtandesausweiſe des Angeſtellten zu verwahren, damit bei der allfälligen Ver⸗ 
handlung über die Bemeſſung der Verſorgungsgenüſſe eines ſolchen Angeſtellten 
diejenigen Daten vorliegen, welche zur Beurtheilung der Anrechenbarkeit ſeiner 
Militärdienſte nothwendig ſind. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Generalconſuls⸗Stellvertreter und 
Commerzkanzleidirector in London, Miniſterialrathe Dr. Karl Ritter v. Scherzer 
den Stern zu dem ihm bereits früher verliehenen Komthurkreuze des Franz⸗ 
Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrathe der Trieſter Finanzdirection Richard Hartmann 
die im Bereiche der dalmatiniſchen Finanz⸗Landesdirection erledigte Ober⸗Finanz⸗ 
rathsſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Viceconſul in Bottuſchan Ludwig 
Udryeki v. Udryce das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Franz Wild zum Bau⸗ 
rathe für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bauadjuncten Karl Hölz und Leopold 
Höck zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Nieder⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Adjuncten Dr. Auguſt 
Balaſits zum Seeretär der Lemberger Finanzprocuratur ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector Longin Dunezewki 
zum Finanzrathe bei der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Oberamts⸗Offtcial der Lottodirection Joſef 
Hiebl zum Rechnungsführer daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Alexius Danzer zum Finanz⸗ 
ſecretär und den Finanzeommiſſär Sebaſtian Stehlik Ritter v. Cenkov zum 
Finanz⸗Obercommiſſär für den Bereich der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirksarztesſtelle in der Bukowina (zehnte Rangsclaſſe), bis 15. Mai. 
(Amtsbl. Nr. 89.) 

Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Taxamtscaſſe in 
Wien, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 89.) 


Verlag der J. G. Cotta'ſchen Buchhandlung in Stuttgart. 
Soeben erſchien: 


Die Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege 
im conſtitutionell⸗monarchiſchen Staate. 
Eine rechtswiſſenſchaſtliche Abhandlung 
von 


K. J. Schmitt, 
großh. bad. Geheimrath. 
10 Bogen. gr. 80. 3 Mark. 
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